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Fraktionen

Freie
Demokraten

EE@
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP

im Rat der Landeshauptstadt Hannover

ln den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
ln den Ausschuss für Umweltschutz und Grünflächen

ln den Veruvaltungsausschuss

Anderungsantrag

Hannover, 28.02.2017

gem. § 34 der Geschäftsordnung des Rates

der Landeshauptstadt Hannover
zur Drucksache Nr. 008612017
Antrag der GDU-Fraktion zum Parkraummanagement-system

zu beschließen:

Die Venvaltung wird aufgefordert zu prüfen, ob das Parkraummanagement im lnnenstadtbereich

verbessert *eiden 1annl indem das vorhandene Parkleitsystem hinsichtlich der ausgewiesenen

Zielführung zu den einzelnen Bereichen/Parkhäusern optimiert wird. Des Weiteren soll geprüft

werden, o6 oi" dem parkleitsystem zugrunde liegenden Daten im Rahmen des im Aufbau befind-

lichen verkehrsmanagementsystems tiutzerlnnen direkt (im lnternet) elektronisch zur Verfügung

gestellt werden können.

Die Verwaltung wird zudem aufgefordert zu prüfen, ob in den an die lnnenstadt grenzend,en Be-

reichen die parkraumsituation durch die Einiührung von Anwohnerlnnenparken für Anwohnerln-

nen und Gewerbetreibende gleichermaßen verbessert werden kann. ln diesem Zusammenhang

sind auch die Angebote für iahrradparken und Car-Sharing in den verdichteten innenstadtnahen

Stadtteilen zu betrachten und nach Möglichkeiten der Angebotsverbesserung zu suchen'

um auch die situation für pendlerlnnen zu verbessern, wird die verwaltung ferner aufgefordert,

sich bei der dafür zuständigen Region Hannover verstärkt für die Enveiterung des Neubaus von

P+R-Anlagen mit ausreichend Fahrrad-Stellplätzen einzusetzen.

Bei der Ausarbeitung sind externe Akteure wie Union Boden (Hanova), City-Gemeinschaft, ADFC

und die privaten Parkhausbetreiber einzubeziehen'

Begründung:

Durch aktuell laufende Baumaßnahmen, wie der Realisierung des Projektes 10117 durch die

lnfra, werden sich einrge Verkehrsführungen in der lnnenstadt verändern. Damit einhergehend

sollte die parkleitwegweisung angepasst-und optimiert werden, damit Autofahrerlnnen zukünftig

äri ,ogri"h,st direkiJm w"g iortity-Ring zu einem freien stellplatz geleitet werden. so kann

unnötigär Verkehr in der lnnenstadt vermiäden und die Aufenthaltsqualität durch ein möglichst

geri n gäs Ve rkehrsaufkom men ve rbesse rt we rden'
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lndem die Daten über die Belegung der einzelnen Parkhäuser, möglichst ergänzt um weitere

ö;ä;;; F;i.", öffnungr="iten ätc., den Nutzerlnnen/Autofahrerlnnen elektronisch im lnternet

zur Verfügung gestellt *eiden, können sich die Nutzerlnnen bereits vor Fahrtbeginn oder wäh-

rend der Fahrt informieren und dann gezielt und ohne Suchen ihr Ziel anfahren. ldealenrueise

finden die Daten gingäng in die Lenküng durch die inzwischen in sehr vielen Fahrzeugen einge-

bauten Navigationsgäraö, so dass danä auch bei wechselnden situationen (2. B. zielparkhaus

ist inzwischen belegi o. ä.iauf kürzestem weg alternative Ziele unter Berücksichtigung der aktu-

ellen Verkehrslage angeboten werden können'

ln den letzten Jahren hat sich insbesondere an Werktagen die Konkurrenzsituation beim Parken

zwischen Anwohnerlnnen, Gewerbetreibenden, Kundlnnen und Besucherlnnen sowie Beschäf-

tigten in den direkt an die innenstadt rnäi"n="nden Bereichen verschärft. Eine grundsätzliche

Reduzierung des siäirprrt=o"darfs in de-n verdichteten innenstadtnahen stadtteilen kann hier ggf'

durch den Ausbau Oäi Angebote für Fahrradparken und Car-Sharing erreicht werden' Weitere

Enflastung könnte zudemlurch die Einführung von Anwohnerlnnenparken mit den gesetzlich

,orgescfrr]ebenen Regeln für das Parken Dritter geschaffen werden'

Da diese Bereiche ausnahmslos sehr gut mit öffentlichen Verkehrsmitteln aus dem stadtgebiet

und aus dem Umland erreichbar sind, iollten für diese Gruppen zusätzjiche Angebote für P+R an

den am Rand des städtgebietes liegenden Öpt tv-Haltestellen geschaffen werden. Dies ist eine

Aufgabe der Region Hrinou"r als Aufgabenträger für den öffentlichen Personennahverkehr. Da

die Region Hannover dem Ausbau deJ P+R ins-besondere im Stadtgebiet von Hannover nur sehr

zögerlich nachkommt, soll sich die Veruvaltung mit mehr Nachdruck als bisher bei der Region für

die Erweiterung und den Neubau von P+R-A;lagen oder Mobilitätsstationen mit ausreichend

Fahrrad-Stellplätzen einsetzen, damit die im Naiverkehrsplan 2015 hierzu angekündigten Ziele

auch realisiert werden'
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